
AusZeitgründen wurden
bei mGesetzzum

Beschäftigungsplan nur
auslaufendeFristen
verlängert. Wirkliche

Reformensoll esersti m
Herbst geben. ZumBeispiel

zur Frauenförderung.

(rw) − Fünf Jahreist es schon
in Kraft, das Gesetz, das den na-
tionalenBeschäftigungsplanum-
setzt. Bei mBeschäftigungsgipfel
vonLuxemburg1997 hattensich
die EU−Mitgliedstaaten zwecks
Bekämpfungder Arbeitslosigkeit
zur Ausarbeitung und Umset-
zung solcher Pläne verpflichtet.
Eine Reihe der Maßnahmen im
Luxemburger Paket waren aber
damals zeitlich begrenzt wor-
den, so dass sich nun die Frage
stellt, welche von ihnen weiter-
geführt werden sollen und wel-
che nicht. Antworten auf diese
Frage wurden allerdings recht
spät gesucht − beziehungsweise
von der Tripartite verschlampt.
Unter Zeitdruck hat das Parla-
ment nun nur noch hastig eine
Minireform durchgezogen: Ihr
Hauptziel ist es, die Weiterfüh-
rung derjenigen Maßnahmen,
die zeitlich befristet sind, erst
einmal abzusichern.
Welche vondiesenInstrumen-

ten fortgeführt werden sollen,
darüber herrscht allerdings we-
nig Einmütigkeit. I m Geset-
zesprojekt, das am Mittwoch-
abend im Parlament gesti mmt
wurde, wurde vorgeschlagen,
die1998beschlossenenFlexibili-
sierungsmaßnahmen bis zum
Jahr 2007 zuverlängern. Dasfin-
det− wen wundert's− die Zusti m-
mung der Handelskammer.
LucienLux(LSAP) dagegenkriti-
sierte diese Weiterführung des

Bestehenden, denn gerade die
Befürchtungen über die anti−
sozialenAuswirkungenderFlexi-
bilisierungsregelungen hätten
sich in der Praxis bestätigt.
Reformen wären also gerade
indiesem Bereich besonders
dringend.

Frauen kein Thema
Wenig Begeisterung hatte die

"Chambre de Commerce" hinge-
gen über den Regierungsvor-
schlag geäußert, den Elternur-
laub definitiv i m Gesetz festzu-
schreiben. Zu den Frauenförder-
maßnahmenin Formvonerhöh-
ten Zuschüssen an Betriebe, die
arbeitslose Frauen in Beschäfti-
gungsmaßnahmen aufnehmen,
positioniert sich diese Arbeitge-
bervertretunggar nicht erst.
Das ist nicht erstaunlich: Die

Maßnahme wurde nämlich in
der Praxis nochüberhaupt nicht
umgesetzt. Dabei war diese zah-
me Alternative zur Einführung
von Quoten eines der innovati-
veren Instrumente in Sachen
Frauenbeschäftigung gewesen.
Haupthürde war dabei dieFrage,
nach welchen Kriterien in den
verschiedenen Beschäftigungs-
bereichen die Unterrepräsentie-
rung des einenoder anderen Ge-
schlechts festzustellen sei. Die
vorgesehenenSubventionen, die
anfangs explizit als spezifische
Maßnahmen zur Erhöhung des
Prozentsatzes von Frauenin Ar-
beitsbereichen, in denen diese
unterrepräsentiert sind, gedacht
waren, musstenzudemaufgrund
des Gleichheitsprinzips so for-
muliert werden, dassjeweils das
Geschlecht, das in einemSektor

PAN−GESETZ

Diskussionvertagt

702 - 1 8/7/2003

Mobilfunk: Weder Planung noch Gesundheits-
schutz
Michel Wolter war guter Laune. "Dieses Mobiltelefon",
und dabei schwenkte er sei n Handy, "strahlt stärker als
viele Antennen." Vergaß aber zu erwähnen, dass diese
Strahl ung nur am Ohr der Telefonierenden auftritt, und
sich auf die Dauer des Gespräches beschränkt. Ver-
harmlosung war angesagt bei der Pressekonferenz von
Michel Wolter und François Biltgen am vergangenen
Dienstag. Die beiden Minister reagierten damit auf die
Kritik seitens der Grünen und des Mouvement écol ogi-
que am Plan sectoriel für Mobilfunkantennen (siehe
woxx Nr. 700). Auch den Vorwurf, das Regierungspro-
jekt sei ei n "Plan ohne Plan", versuchte Michel Wolter
mit ei nemTrick zu entkräften. Er zog ei ne Karte hervor,
auf der die exakten Standorte ei ngezeichnet si nd ... l ei-
der nur die der bestehenden Antennen. Darüber hi naus
sei ei ne Standort−Planung laut Expertenmei nung tech-
nisch nicht machbar, so der Minister.
Zum Hauptkritikpunkt, dem Fehlen gesundheitlicher
Kriterien i m Plan sectoriel, brachten die Minister kei ne
neuen Argumente vor. Sie betonten, die Bürgermeister
könnten Ei nfl uss auf die Antennenstandorte nehmen.
Allerdi ngs sei der Gesundheitsschutz ausschließlich
Sache der Kommodo−Prozedur, mit dem europaweit
strengsten Strahl ungs−Grenzwert. Der Haken: Dieser
Grenzwert gilt gleichermaßen für Büroräume wie für
Kindergärten. Die Regierung stellt sich damit taub ge-
genüber der Forderung der KritikerI nnen, bei der
Standortwahl i m Sinne des Vorsorgepri nzi ps differen-
zierter vorgehen zu können. Und riskiert ei ne neue
Prozesslawi ne.

Findel−POS mitteni mSommerloch
Als ei nen Schlag i ns Gesicht aller i nteressierten und
betroffenen BürgerI nnen und der Gemeinden bezeich-
net der Mouvement écologi que i n ei ner Pressemittei-
l ung die Auslage des Flächennutzungsplanes (POS)
"Fi ndel" während des Ferienmonats August. Ob damit
die Zahl der Ei nsprüche möglichst geri ng gehalten
werden solle, fragt die Umweltorganisati on. Der Flä-
chennutzungsplan ist ei ne wichti ge Etappe auf dem
Weg zum Ausbau des Fl ughafens. Ende März hatte
Umweltstaatssekretär Berger die Erteil ung ei ner Ge-
nehmigung für den Ausbau aufgeschoben, weil sie
ohne gülti gen POSjuristisch kaumhaltbar wäre.
Der Mouvement écologique befürchtet, dass bei m
POS, wie bereits bei m Genehmigungsverfahren für den
Ausbau, überholte Berechnungsmodelle i m Bereich
Lärmschutz angewendet wurden. Dabei gehe es bei-
spielsweise darum, i n welchen Zonen Doppel glasfens-
ter bezuschusst würden und in welchen nicht. Der
Mouvement écologi que will i m August sei ne Ei nsprü-
che nur i n knapper Form ei nreichen, dafür aber i m
Herbst gemeinsam mit den betroffenen Gemei nden
und auf ei ner fachlich soli den Basis i n die Gegenoffen-
sive gehen.

Kleine Brötchen statt großer Wachstumssprünge
Die Konjunkturflaute, die zuerst den Bankensektor er-
fasste, hat nun auch andere Zweige der l uxemburgi-
schen Wirtschaft i n Mitlei denschaft gezogen: Mittler-
weile darben unter anderem auch die Transportwirt-
schaft und die Gastronomie. Das verkündete der Statec
diese Woche in sei nem aktuellen Konjunkturbericht.
Bedrohlich ist auch die Lage auf dem Arbeitsmarkt,
fol gt man den Ausführungen der Statistiker aus dem
Wirtschaftsministeri um. Um Saisonei nfl üsse berei ni gt
sei die Arbeitslosenrate von 3,4 Prozent i mJanuar auf
3, 8 Prozent i m Mai gestiegen. Die l uxemburgischen
Wirtschaftsauguren rechnen sogar mit ei nem Anstieg
auf sechs Prozent. Ei ne Trendwende wird erst i m Jahr
2005 erwartet, hei ßt esi n demBericht des Statec.
Die hiesige Volkswirtschaft wird auf Wachstumskurs
blei ben, wenn auch nur bei 1, 5 Prozent gegenüber
dem Vorjahr. Längst werden also klei ne Brötchen ge-
backen. I mkommenden Jahr soll es dann wieder ei nen
Anstieg von rund drei Prozent geben.

STROMLIBERALISIERUNGINESCH

Kein Che−Guevara−Strom
Die Anwendung der

Direktivezur
Stromliberalisierungin den
Gemeinden, die über ein

eigenesStromnetz
verfügen, gestaltet sich

schwierig. Nach der Stadt
Luxemburg wirdjetztin
Esch heftig diskutiert.

net, eine gleichmäßige Grund-
versorgungfür alle Bürger anzu-
bieten. Aucherschweredas Kon-
kurrenzdenken es, langfristige
Entscheidungen i m Sinne der
ökologischen Nachhaltigkeit zu
treffen. Dass diese Dienstleistun-
gen von der öffentlichen Hand
erbracht werden, erlaubezudem
die "péréquation", die Aus-
gleichsfinanzierung. Mit den Er-
lösen aus dem Stromgeschäft
könne die Gemeinde zum Bei-
spiel Kindertagesstätten finan-
zieren, soder Schöffe.
Déi Lénk kritisieren, dass die

derzeit von der Stadt Esch ins
Auge gefasste Lösung weiter
gehe als das, was die Stadt Lu-
xemburg beschlossen hat: Statt
ganz in Gemeindehand zu blei-
ben, soll die Verwaltung des
Escher Stromnetzes in eine Ge-
sellschaft nach privatem Recht
ausgelagert werden. Eigentlich
gehe es doch nur darum, flexib-
ler Stromeinkaufen und an die
"clients éligibles" verkaufen zu
können. Die "clients éligibles"
können laut Direktive ihren
Stromlieferanten frei wählen,
wovon vor allem Geschäftskun-
den Gebrauch machen dürf-
ten. Derzeit braucht es für jede
Tarifentscheidung ein Votumim
Gemeinderat und eine Genehmi-
gungvomInnenminister.
Die beste Lösung sei, so Déi

Lénk, ein "Etablissement public
communal" zu schaffen, das die
Stromversorgung übernehmen
würde. Diese Sicht werde von
den drei Escher Koalitionspar-
teien geteilt, aber Innenminister
Michel Wolter stelle sich dem

entgegen. Déi Lénkerklärensich
deshalb mit der Schaffung einer
"Mini−GmbH" zur Betreuung der
Großkunden einverstanden. Die
geplante Verpachtung des
Stromnetzes aneineneue Gesell-
schaftlehnensie dagegenab.

Ideal und Wirklichkeit
Bei aller Sympathie für die

von Déi Lénk vorgelegten Ideen
empfinde er doch Unmut über
die Art und Weise, wie der Koali-
tionspartnerin dieser Frage vor-
geprescht sei, so der für das
Stromdossier zuständige Escher
Schöffe Felix Braz (Déi Gréng).
"Die Liberalisierung wurde der
Gemeinde aufgezwungen. Jetzt
müssen wir das Beste daraus
machen", erklärt Felix Braz. Man
müsse realistisch sein und kön-
nenicht aufinteressantealterna-
tive Modelle warten. Im kom-
menden Jahr würden die ersten
Escher Großkunden"éligibles".
Obessti mme, dass Esch mehr

privatisiere als die Stadt Luxem-
burg? "Im Herbst stellt die Ge-
meindeführung ihr Modell vor,
bis dahingebenwir keine Details
heraus", so der Schöffe. Sicher
sei: Es werde keine Privatisie-
rung geben, und das Personal
bleibe bei der Gemeinde einge-
stellt. Die Netzverwaltung werde
voraussichtlich einer Gesell-
schaft privaten Rechts in Ge-
meindebesitz anvertraut, die
das Netz bei der Gemeindepach-
ten werde. Felix Braz versichert,
es werde eine pragmatische Lö-
sung geben, i m Einvernehmen
mit den Beschäftigten. "Das Ziel
ist, weiterhini mStrommarkt ak-
tivzu sein und eine ökologische
undsozialePolitikfortzuführen."

(RK) − "Würde das städtische
Elektrizitätswerk in eine Aktien-
gesellschaft verwandelt, so
könnte irgendwann ein Teil des
Kapitals einer Bank wie der De-
xia−BIL−Che−Guevara gehören.
Mit demChe könnten wir gut le-
ben, nicht aber mit der privaten
Kontrolle." André Hoffmann, Déi−
Lénk−Schöffe i mEscher Gemein-
derat, versucht zu erklären, wo
für seine Partei die Schmerz-
grenze in Sachen Stromliberali-
sierungliegt.
Seit zwei Jahren streiten die

PartnerInnenin der rosa−rot−grü-
nen Escher Koalition über die
Zukunft des Elektrizitätswerks.
AuchinnerhalbvonDéi Lénkgab
es Meinungsverschiedenheiten,
wie man die Bedingungen der
EU−Stromdirektive erfüllen kön-
ne, ohne die öffentliche Kontrol-
le über Stromnetz und Strom-
handel aufzugeben. Die KP bei-
spielsweise, bis vor ein paar Mo-
naten Teil von Déi Lénk, trat für
eine öffentlich kontrollierte Ak-
tiengesellschaft nach dem Vor-
bild der Sudgaz ein. Amvergan-
genen Montag stellten Déi Lénk
ihre Ansichten zur Liberalisie-
rung der kommunalen Dienst-
leistungen im Allgemeinen und
der Escher Stromversorgung im
Besonderenvor.

Gegen den Strom
André Hoffmann führte meh-

rere Gründe an, warum die öf-
fentlichen Dienstleistungen ei-
gentlich nicht der Logik des
Markts unterworfen werdensoll-
ten. Der Markt sei wenig geeig-

aktuell2
schlechter vertreten ist, finan-
ziell verstärkt gefördert werden
soll. Nachdemjahrelanganeiner
entsprechenden Ausführungsbe-
sti mmung gewerkelt wurde, soll
sie nunendlichins Gesetz einge-
schrieben werden− aber erst i m
Herbst.
François Bausch (Déi Gréng)

kritisiertein diesemKontext die
Fantasielosigkeit der Regierung.
Soliefere etwa der Europarat ei-
ne ganze Reihe von Vorschlägen
an positiven Aktionenin diesem
Bereich. "Was die Regierungvor-
schlägt, ist ziemlich dürftig ge-
genüber der Problematik, um
diees geht: I mmerhinist Luxem-
burg mit Griechenland Schluss-
licht i m Bereich der Frauenbe-
schäftigung."
Serge Urbany(Déi Lénk) ging

nocheinenSchritt weiter, indem
er prinzipielle Bedenken gegen-
über dieser Regelung äußerte:
Das Ziel sei vielleicht lobens-
wert, doch die Frage sei zu stel-
len, obdenArbeitgebernauf die-
se Weise das Geld "hannen a vir
eranzestiechen" sei, während
die Arbeitslosenständigunterfi-
nanziellemDruckstünden.
Arbeitsminister François Bilt-

gen unterstrich die Wichtig-
keit solcher Instrumente nicht
nurfür dieErhöhungder Frauen-
erwerbsquote, die in der letz-
ten Zeit zügig angestiegen sei.
Es gehehier auchumdas Gleich-
heitsprinzip. Auf seine Umset-
zung darf nun weiter gewartet
werden.

"Sozialismus bedeutet Herrschaft
derSowjets plus
Elektrifizierung."

(V. I. Lenin)


